
Koaliere und herrsche
Wie Ausgrenzungs-Vereinbarungen auf die Regierungsbildung wirken

Von Benny Geys

Die Bildung einer Regierungskoalition ist in vielen
L�ndern ein wichtiger Teil des politischen Prozesses.
Wie wird die Koalitionsbildung von Parteienverein-
barungen zur Ausgrenzung einer bestimmten Partei
beeinflusst? Mit gr�ßerer Wahrscheinlichkeit werden
Koalitionen gebildet, die nicht mehr Mitglieder als
n�tig umfassen. Geschieht das Gegenteil, kann dies
gravierende Folgen haben, wie ein belgisches
Beispiel zeigt – denn Regierungen werden mit zu
vielen Mandaten nicht entscheidungsst�rker, son-
dern -schw�cher.

Koalitionen geh�ren in vielen Demokratien
zum politischen Alltag. Aber es kann nicht
unbedingt jede politische Partei mit jeder an-
deren zusammenarbeiten: Das Wahlergebnis
schr�nkt die M�glichkeiten ein. Dar�ber hi-
naus k�nnen auch informelle Regelungen,
etwa Absprachen, ein Hemmnis f�r diese
oder jene Koalition sein. Wie wirkt es sich
zum Beispiel aus, wenn eine Partei von den
anderen als „Paria“ betrachtet wird? Verein-
barungen zur Ausgrenzung machen es wahr-
scheinlicher, dass es zu Koalitionen von mehr
Parteien kommt, als f�r die Mehrheits-
bildung rechnerisch notwendig w�ren – aus
politischen wie rechnerischen Gr�nden.

In vielen europ�ischen L�ndern befinden sich
rechtsextreme Parteien seit den 1980er Jah-
ren auf dem Vormarsch; bekannte Beispiele
sind Jean-Marie Le Pens Front National in
Frankreich und J�rg Haiders Freiheitliche
Partei �sterreichs (FP�). In der belgischen
Region Flandern wuchs die rechtsextreme
Partei Vlaams Belang fast ununterbrochen,
seit sie 1978 erstmals die politische Arena be-
trat (damals noch unter dem Namen Vlaams
Blok). 2004 war sie eine der gr�ßten politi-
schen Parteien in Flandern, wenn auch ihr
Stimmenanteil bei den Wahlen der j�ngsten
Zeit leicht zur�ckging.

Obwohl der Aufstieg rechtsextremer Parteien
ein generelles Ph�nomen in (West-)Europa
ist, reagierten die einzelnen L�nder sehr un-
terschiedlich auf das Problem. So konnte sich
die FP� in �sterreich sogar an der Regierung
beteiligen. In Belgien verst�ndigte sich das
politische Establishment 1987 auf einen so-
genannten Cordon sanitaire gegen Vlaams
Belang. Diese �bereinkunft verbot allen be-
teiligten Parteien ausdr�cklich, mit Vlaams
Belang auf irgendeiner Ebene der Staats-
f�hrung zusammenzuarbeiten – weder in Re-
gierungskoalitionen noch im Parlament. Der

Cordon sanitaire hat sich als außerordentlich
belastbar erwiesen, trotz anhaltender Dis-
kussionen um seine Vor- und Nachteile. Bis-
her gab es auf keiner Regierungsebene Ko-
alitionen mit Vlaams Belang und auch keine
Koalitions- oder Sondierungsgespr�che vor
oder nach Wahlen.

Die Partei Die Linke in Deutschland ist mit
einem �hnlichen Cordon sanitaire in den al-
ten Bundesl�ndern konfrontiert. Sie entstand
2007 aus dem Zusammenschluss der Partei
des Demokratischen Sozialismus (PDS) und
der Partei Arbeit & soziale Gerechtigkeit –
Die Wahlalternative (WASG) (beide waren
schon bei den Bundestagswahlen 2005 ein
Wahlb�ndnis eingegangen). Andere Parteien
weigern sich, mit Der Linken eine Koalition
zu bilden; bis vor kurzem war es sogar tabu,
�ber die M�glichkeit einer Zusammenarbeit
auch nur zu diskutieren. Es wird gemutmaßt,
dass die �brigen Parteien des linken Spek-
trums f�rchten, die kommunistische Vergan-
genheit von Teilen der Linkspartei k�nnte
einen Schatten auf sie werfen. Die Entschei-
dung, Die Linke kategorisch außen vor zu
lassen, hatte aber nach einer Serie guter
Wahlergebnisse der Partei tiefgreifende Fol-
gen. Einer der Gr�nde f�r die Bildung der
Großen Koalition im Jahr 2005, bei der An-
gela Merkel Gerhard Schr�der im Kanzler-
amt abl�ste, war ja die Weigerung der SPD,
eine rechnerisch m�gliche Koalition mit den
Gr�nen und den Postkommunisten zu bilden.
Ein anderes Beispiel: Vor kurzem h�tte die
SPD in Hessen durch eine Koalition mit den
Gr�nen und der Linkspartei Roland Koch aus
dem Amt dr�ngen k�nnen. Nach einer langen
Debatte, die von der �ffentlichkeit �ußerst
aufmerksam verfolgt wurde, verwarf sie diese
M�glichkeit jedoch und machte damit deut-
lich, dass sie Die Linke f�r das gr�ßere �bel
als die CDU hielt.

Diese Beispiele veranschaulichen, dass vor
den Wahlen getroffene Vereinbarungen die
Koalitionsverhandlungen und die Koalitions-
bildung stark einschr�nken k�nnen. Es liegt
auch auf der Hand, dass das Eingehen von
Koalitionen wahrscheinlicher ist, wenn sie
vor den Wahlen in Erw�gung gezogen wur-
den (vorausgesetzt, sie sind nach dem Wahl-
ergebnis rechnerisch machbar), und weniger
wahrscheinlich, wenn vor den Wahlen eine
spezielle Koalition mit einem Tabu belegt
wurde. Eine bestimmte Koalitionsvariante er-
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scheint jedoch weniger einleuchtend: Wes-
halb bilden sich Regierungskoalitionen mit
mehr Parteien, als f�r die Mehrheit n�tig w�-
ren – sogenannte �berzahl-Koalitionen –,
wenn eine „Paria-Partei“ mit im Spiel ist?

Daf�r l�sst sich zun�chst eine politische Er-
kl�rung finden: Parteien, die an Vereinba-
rungen zur Ausgrenzung teilhaben, wissen,
dass sie mit h�herer Wahrscheinlichkeit als
die „Paria-Parteien“ an zuk�nftigen Regie-
rungen beteiligt sein werden. Das gilt auch,
wenn sie in der gegenw�rtigen Regierung we-
nig Fraktionsdisziplin zeigen. Um m�gliche
Blockaden aufgrund mangelnder Fraktions-
disziplin zu vermeiden, ben�tigen Ko-
alitionen �berz�hlige Mitglieder. Regie-
rungskoalitionen, die nur so viele Parteien
umfassen wie f�r die Mehrheit n�tig – soge-
nannte minimale Gewinnkoalitionen –, soll-
ten nach dieser Erkl�rung also weniger
wahrscheinlich sein, �berz�hlige dagegen
wahrscheinlicher. Dieses Argument sticht
allerdings nur bei sehr glaubw�rdigen und
dauerhaften Vereinbarungen zur Nichtzu-
sammenarbeit, wie es sie in Flandern gibt.

Aus mathematischer Sicht l�sst sich die ange-
f�hrte politische Erkl�rung nicht beweisen.
Es finden sich lediglich Belege daf�r, dass
eine �berzahl-Koalition zumindest nicht we-
niger wahrscheinlich ist als eine minimale
Gewinnkoalition.

Daf�r wird zun�chst die Wahrscheinlichkeit
der Bildung einer minimalen Gewinnkoali-
tion bestimmt, wenn eine Partei von Koali-
tionsverhandlungen ausgeschlossen wird. Die
Situation nach den Wahlen wird wie folgt
analysiert: Im Parlament sind n Parteien ver-
treten. Abh�ngig vom Wahlergebnis gibt es
eine Anzahl von M�glichkeiten f�r die Bil-
dung einer Mehrheitsregierung, von der
Einparteienmehrheit (wenn eine Partei �ber
die absolute Mehrheit verf�gt) bis hin zu
einer „großen“ Koalition, an der alle Parteien
beteiligt sind. Einige m�gliche Koalitionen
sind minimale Gewinnkoalitionen, andere
dagegen nicht. Hat zum Beispiel eine Partei
die absolute Mehrheit errungen, so ist eine
Einparteien-Mehrheitsregierung eine mini-
male Gewinnkoalition, die „große“ Koali-
tion dagegen nicht, denn die Partei mit der
absoluten Mehrheit ist auf weitere Koali-
tionspartner nicht angewiesen. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass eine minimale Gewinn-
koalition gebildet wird, h�ngt von der Zahl
der nach dem Wahlergebnis m�glichen mini-
malen Gewinnkoalitionen im Verh�ltnis zur
Gesamtzahl der Gewinnkoalitionen ab, also
aller Koalitionen, die die notwendige Regie-
rungsmehrheit erreichen.

Angenommen, dem Wahlergebnis zufolge
sind sieben Gewinnkoalitionen m�glich. Die
Wahrscheinlichkeit f�r eine minimale Ge-
winnkoalition ist in diesem Fall h�her, wenn
f�nf dieser denkbaren Koalitionen minimale
Gewinnkoalitionen sind, als wenn nur drei
minimale Gewinnkoalitionen sind. Der Aus-
schluss von Parteien bei der Koalitions-
bildung aufgrund von Vereinbarungen zur
Nichtzusammenarbeit verringert die Zahl der
Gewinnkoalitionen mindestens so stark wie
die Zahl der minimalen Gewinnkoalitionen.
Daher ist die Wahrscheinlichkeit, dass nach
den Wahlen eine minimale Gewinnkoalition
gebildet wird, gr�ßer (oder zumindest nicht
geringer), wenn Vereinbarungen zur Nichtzu-
sammenarbeit getroffen werden. Der Aus-
schluss von „Paria-Parteien“ und die Wahr-
scheinlichkeit von minimalen Gewinn-
koalitionen korrelieren also positiv
miteinander.

Das politische und das mathematische Argu-
ment weisen in unterschiedliche Richtungen:
Das eine zeigt eine gr�ßere, das andere eine
geringere oder h�chstens genauso große
Wahrscheinlichkeit von �berzahl-Koalitio-
nen an, wenn eine Partei von der Zusammen-
arbeit ausgeschlossen wurde. Um heraus-
zufinden, welches der beiden Argumente
st�rkeren Einfluss aus�bt, wurde die Koali-
tionsbildung auf kommunaler Ebene in Flan-
dern im Zeitraum von 1976 bis 2000 analy-
siert. Hier existierten außerordentlich viele
Koalitionsregierungen (zwischen 40 und 66
Prozent aller fl�mischen Kommunen hatten
im Untersuchungszeitraum eine Koalitionsre-
gierung). Außerdem war die Situation in
Flandern durch glaubw�rdige Vereinbarun-
gen zur Ausgrenzung mit Vlaams Belang cha-
rakterisiert.

Das Ergebnis der Untersuchung lautet: Der
Cordon sanitaire um Vlaams Belang ver-
ringert die Wahrscheinlichkeit, dass Ko-
alitionen rechnerisch �berz�hlige Parteien
einschließen. Dies stimmt mit dem oben skiz-
zierten mathematischen Muster �berein, wo-
nach die Verringerung der Zahl der f�r Koali-
tionsverhandlungen zur Verf�gung stehenden
Parteien durch Vereinbarungen zur Nicht-
zusammenarbeit die Wahrscheinlichkeit der
Bildung minimaler Gewinnkoalitionen er-
h�ht. Dieser Effekt h�ngt interessanterweise
mit der St�rke der ausgeschlossenen Partei
zusammen: Die Wahrscheinlichkeit mini-
maler Gewinnkoalitionen steigt mit der Zahl
der von der „Paria-Partei“ gewonnenen Sitze.
Wenn die „Paria-Partei“ wirklich stark wird,
gibt es schließlich nur noch eine einzige M�g-
lichkeit, ohne sie eine Regierung zu bilden,
n�mlich eine Koalition aller anderen Par-
teien. Erzielt die ausgeschlossene Partei 49
Prozent der Parlamentssitze, ist es gleich, auf
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Summary

Coalition formation under
anti-pact rules

Coalition formation is a key part of
the political process in many coun-
tries. This process can be affected
when some parties agree not to
join forces with certain „pariah“
parties, like the „cordon sani-
taire“around the Flemish extreme
right-wing party Vlaams Blok. The
results show that the refusal to
coalesce with Vlaams Blok has
significantly decreased the pro-
bability of coalitions including
mathematically superfluous
members. While partly a
mechanical effect, strategic
considerations on the part of the
other parties play as well in
explaining this regularity.
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wie viele Parteien sich die anderen 51 Prozent
der Sitze verteilen – ihre Koalition ist per De-
finition eine minimale Gewinnkoalition. An-
ders gesagt: Die rechnerischen Ergebnisse
sprechen f�r das, was aus politischer Sicht
auch sinnvoll erscheint, n�mlich eine Koali-
tion gegen die „Paria-Partei“ zu bilden. Und
eine solche Koalition ist eben mit gr�ßerer
Wahrscheinlichkeit eine minimale Gewinn-
koalition.

In der Praxis zeigt sich jedoch, dass bei Aus-
grenzungsvereinbarungen auch Koalitionen
mit mehr Parteien als n�tig gebildet werden.
Hierf�r gibt es ebenfalls eine politische Er-
kl�rung. Demokraten, die im Vlaams Belang
eine gef�hrliche, systemfeindliche Partei se-
hen, k�nnten folgende �berlegung anstellen:
„Wir wollen eine starke und entscheidungs-
f�hige Regierung bilden, um den Herausfor-
derungen durch die Extremisten begegnen
oder vielmehr die gesellschaftlichen Prob-
leme besser l�sen zu k�nnen, die das Wachs-
tum extremistischer Parteien f�rdern.“ Ent-
sprechend bilden sie eine besonders breite
Koalition, die vermeintlich außerordentlich
stark ist, und nicht eine minimale Gewinn-
koalition.

Die Forschung zeigt allerdings, dass solche
sehr breiten, fragmentierten Regierungen we-
niger entscheidungsf�hig sind. Die Probleme
werden nicht so beherzt angegangen, wie es
sich die Partner eigentlich vorgenommen ha-
ben. Das Beispiel Antwerpen illustriert, was
dann passieren kann: 1994 gewann dort
Vlaams Belang 18 von 55 Mandaten und

wurde zur st�rksten Partei. Alle �brigen Par-
teien beschlossen, eine gemeinsame Koalition
zu bilden; jene umfasste zwei Parteien, die
rechnerisch �berfl�ssig waren. Bei der n�ch-
sten Wahl im Jahr 2000 gewann Vlaams Be-
lang sogar 20 Sitze; die Partei war durch die
breite Koalition nicht gestoppt worden. Of-
fenbar ersch�pft sich die Arbeit solcher de-
fensiv motivierten Koalitionen zu sehr in der
Abwehr der extremistischen Gefahr; ein ge-
meinsames politisches Programm wurde
nicht verwirklicht. Die Antwerpener Parteien
lernten jedoch nicht dazu. Nach der ver-
lorenen Wahl koalierten erneut mehr Par-
teien, als f�r eine Regierungsmehrheit not-
wendig gewesen w�re.

Vereinbarungen, nicht mit bestimmten Par-
teien zusammenzuarbeiten, haben also gro-
ßen Einfluss auf das Ergebnis von Koalitions-
verhandlungen, wie anhand der Untersu-
chung in den fl�mischen Kommunen deutlich
wird, wie aber auch an den Beispielen in
Deutschland erkennbar ist. Neben den Wahl-
ergebnissen sind informelle Regelungen wie
Absprachen zur Nichtzusammenarbeit als
beschr�nkende und strukturierende Kraft f�r
das Ergebnis von Koalitionsverhandlungen
offensichtlich sehr wichtig. Eine extremisti-
sche Partei zum politischen Paria zu machen
mag aus demokratisch-taktischen Gr�nden
einleuchten – auch wenn es, ebenso offen-
sichtlich, schwer einzusehen ist, dass der Aus-
schluss irgendeiner Partei „demokratisch“
genannt werden kann. Aber die Ausgrenzung
hat einen Preis: eine potenziell weniger ent-
scheidungsfreudige Regierungskoalition.
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Demografische und gesellschaftliche Ver�nderungen
pr�gen den Kontext von Kindheit und die Erfahrung
des Kindseins stark. �ber soziale Gruppen und Gesell-
schaften hinweg nehmen die Unterschiede und
Ungleichheiten in der Ausgestaltung von Kindheit
neue Formen an. Insbesondere in der entwickelten
Welt sind – auf nationaler wie supranationaler Ebene
– Themen wie R�ckgang oder Anstieg der Kinderzahl,
materielle und soziale Lage von Kindern, Erziehungs-
und Bildungsangebote sowie die Verteilung von
Zust�ndigkeiten f�r das Kindeswohl zwischen den
sozialen Akteuren auf die politische Agenda ger�ckt.
�ffentliche Diskussionen �ber Geburtenraten, die

Erwerbst�tigkeit von M�ttern, fr�hkindliche Betreu-
ung und F�rderung verweisen ebenso wie internatio-
nale Erkl�rungen �ber die Rechte von Kindern auf die
fortschreitende Politisierung von Kindheit. Dieser
Band sp�rt sowohl l�nderbezogen als auch l�nder-
vergleichend einigen zentralen Entwicklungstrends
nach und analysiert, wie diese die Vorstellungen und
Realit�t von Kindheit transformieren. Im Mittelpunkt
steht die Situation in den entwickelten Staaten, doch
werden – Stichwort Transnationalisierung und
Globalisierung – auch die Probleme von Kindern
behandelt, die von Migration und Modernisierungs-
prozessen in Entwicklungsl�ndern betroffen sind.
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